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Branchen-News aus der Welt des Rechts
EINSTEIGER ///
AUFSTEIGER

Z wei neue EquityEquityEquit -Py-Py artner sind
im TeamTeamT der Hasch & Partner

Anwaltsgesellschaft tätig:tätig:tä Alexan-Alexan-Ale
der Mirtl und Ralf Brditschka.
Mirtl ist auf Unternehmens- und
Wirtschaftsrecht, Gesellschafts-
recht sowie auf Unternehmensre-
finanzierung und Sanierung spe-
zialisiert. Brditschka legt seinen
Schwerpunkt auf Gesellschafts-,
Zivil- und Unternehmensrecht,
insbesondere auf die rechtliche
Begleitung von M & A-A-A T-T- rTrT ansaktio-
nen.

VERANSTALTUNG
DER WOCHE

D ie Wirtschaftsprozesse rund
um BawagBawagBa , Hypo und Libro

waren Thema des Executive
Events, zu dem PHH Prochaska
Heine HavrHavrHa anek RechtsanwälteRechtsanwälteR
ins MottoMottoMot am Fluss luden. Christi-
an Pilnacek, Sektionschef der
Strafrechtssektion des BMJ, Her-

bert Paierl, Präsident des Ma-
nagementclubs, Bernhard VanasVanasV ,
Partner TaxandTaxandT AustriaAustriaA Steuerbe-
ratungatunga und MathiasMathiasMa Preuschl,
Wirtschaftsstrafrechtsexperte bei
PHH und Strafverteidiger im Li-
bro-Prozess, diskutierten Hinter-
gründe und Folgen der Wirt-
schaftsstrafverfahrfahrf en auf den
Wirtschaftsstandort Österreich.
Moderiert wurde von StefanStefanStef Pro-
chaska, Seniorpartner bei PHH.
Unter den Gästen waren unter

anderem MarkusMarkusMark Neurauter,auter,auter
Raiffeisenaiffeisenaiff evolution, Michael
Nossek, café+cafe+caf o International,International,Interna
und Hans-Gert Breinl, APS Aus-Aus-A
tria Personalservice.

AWARD //
DEAL DER WOCHE

D ie Intercell AG hathatha bei der
Emission einer Wandelschuld-Wandelschuld-W

verschreibung in der Höhe von
33 Millionen Euro auf die Exper-

tise von Dorda Brugger Jordis
RechtsanwälteRechtsanwälteR vertraut. Das Basis-
volumen kann mittelsmittelsmit Erhöhungs-
option in den Jahren 2012 und
2014 auf bis zu 82,5 Millionen auf-
gestockt werden. Die Strukturie-
rung der TrTrT ansaktion sieht einen
eigens entwickentwickent elten Modus zur
stufenweisenstufenweisenstuf RückzahlungRückzahlungR mit
WandelaktienWandelaktienW vor. Die Beratungatunga
übernommen haben die Partner
Andreas W.W.W MayrMayrMa , Christoph
Brogyányiányi´ und Jürgen KittelKittelKit .

DD ie Spaltung der Areva T&D
AustriaAustriaA AG wurde von Susan-

ne Heger und Doris Buxbaum
von Heger & Partner betreut. Die
KonsorKonsorK tialpartner Alstom Hol-
dings SA und Schneider Electric
Industries SAS vereinbarten, dass
der Geschäftsbereich Hochspan-
nung von Areva abgespalten und
auf eine österreichische Gesell-
schaft der Alstom-Gruppe über-
tragen wird. Der Bereich Mittel-Mittel-Mit
spannung verbleibt bei Areva, die
unter Umfirmierung auf Schnei-
der Electric Energy AustriaAustriaA AG
von Schneider Electric übernom-
men wurde. Alstom Holdings und
Schneider Electric haben die Are-
va mit ToToT chtergesellschaften in
50 Ländern 2010 übernommen.
Die TeilungTeilungT in Hoch- und Mittel-Mittel-Mit
spannungstechnik wurde in allen
Ländern vorgenommen.
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Buchtipps
Lohnverrechnung 2011,
Steuererklärungen 2010
In der Steuer- und WirWirW tschafts-
Kartei (SWK) ist die Spezialaus-
gabe „LohnverreLohnverreLohn chnung 2011“ er-
schienen. Finanzbeamter Eduard
Müller fasst darin alles WisWisW sens-
werte einschließlich der aktaktak uellen
Neuerungen zusammen. Eine
CD-Rom liegt als Arbeitsbehelf
bei (Linde, 288 Seiten, 33 Euro).
Ebenfalls in der SWK, und zwar
als Heft 4/5, sind die „Steuerer-
klärungen für 2010“ erschienen.
Das Werk enthält Erläuterungen
und Musterformulare, zusam-
mengestellt von der SWK-WK-WK Redak-
tion (24,90 Euro).

Steuerrecht der
Europäischen Union
In der Reihe Kodex des europäi-
schen Rechts gibt es den neuen
Band „EU-Steuerrecht 2011“. Da-
rin finden sich alle auf dem Ge-
biet der direktendirektendirek und indirektenindirektenindirek
Steuern erlassenen Richtlinien
und Verordnungen, ferner die Ab-Ab-A
kommen mit europäischen Dritt-
staaten (z. B. Schweiz) im Bereich
der Zinsenbesteuerung sowie das
multilaterale Schiedsüberein-
kommen. Bearbeiterin ist Elfriede
Zach, Ministerialrätin im Finanz-
ministerium (Linde, 22 Euro).

Stiftungsrechte im
Vergleich
Martin Melzer hat seine Disserta-
tion (Uni Wien)Wien)W über „Österrei-
chisches Privatstiftungsrecht und
neues liechtensteinisches Stif-
tungsrecht“ in Buchform vorge-
legt. Liechtenstein hat ja sein Stif-
tungsrecht unter dem Eindruck
einer Steueraffäre im Jahr 2009
einer Totalrevision unterzogen.
Melzer bietet einen zivilrechtli-
chen Vergleich der Regelungen
(NWV,(NWV,(NWV 218 Seiten, 38,8 Euro).
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PrivPrivPri avav tsatsa tiftungentiftungentift
müssen Begünstigte
bei FiskusFiskusFisk offenlegen
Neue Meldepflicht. Am 1. April fällt im Interesse
der Geldwäscherei-Bekämpfung Teil der Diskretion.
VON BENEDIKT KOMMENDA

[WIEN] Privatstiftungen müssen
ihre Schleier gegenüber den Be-
hörden lüften. Am 1. AprAprA il tritt eine
neue Offenlegungspflicht in Kraft:
Stiftungsvorstände müssen nach
ihr alle neu hinzukommenden Be-
günstigten online dem Finanzamt
melden. Die Namen von Personen,
die schon zum Stichtag 31. März
zu den Beziehern von Zuwendun-
gen aus der Privatstiftung zählen,
können noch bis 30. Juni 2011 dem
Finanzamt mitgeteilt werden.

Die neue Pflicht wurde im De-
zember mit dem Budgetbegleitge-
setz beschlossen, nachdem wie-
derholt Kritik an der Intransparenz
der Lage in Österreich geübt wor-
den war: Die internationale Exper-
tengruppe zum Kampf gegen
Geldwäscherei FAFAF TFATFA (Financial
Action TasTasT k Force on Money Laun-
dering) hatte besseren Einblick der
Behörden in die Geldflüsse einge-
fordert. Angenehmer Nebeneffektbeneffektbeneffek
für den Fiskuskusk : Die Neigung von
Begünstigten, Zuwendungen aus
Privatstiftungen nicht zu deklarie-
ren – und dafür 25 Prozent Kapital-
ertragsteuer (KESt) zu entrichten –
wird wohl abnehmen.

Bis 20.000 Euro Strafe
Die Verletzung der neuen Melde-
pflicht ist mit strengen Strafen be-
droht: Pro nicht oder nicht voll-
ständig mitgeteilter Person droht
eine Verwaltungsstrafe von bis zu
20.000 Euro. Zu melden ist die
Identität der Begünstigten (Name,
Geburtsdatum und Anschrift), und
zwar nicht bloß jener,jener,jener die aus der
Stiftungserklärung hervorgehen,
sondern auch jener,jener,jener die vom Vor-
stand als Begünstigte „festgestellt“
werden. Das Finanzministerium
hat auf „Finanz Online“ ein
„Handbuch“ zur Offenlegungs-
pflicht veröffentlicht (s. Internet-
hinweis). Daraus geht hervor,vor,vor dass
auch die ZeitpunkteZeitpunkteZeitpunk des Beginns

und des Endes der Begünstigten-
stellung dem Finanzamt mitgeteilt
werden müssen. Nicht von der Of-
fenlegungspflicht umfasst sind laut
dem Beratungsunternehmen De-
loitte jedoch der ZeitpunktZeitpunktZeitpunk und die
Höhe von Zuwendungen.

Zwischensteuer verdoppelt
In Österreich bestehen mehr als
3400 Privatstiftungen. WiewohlWiewohlW
von einem sozialdemokratischen
Finanzminister (Ferdinand La-
cina) eingeführt, um die Abwande-
rung großer Vermögenswerte ins
Ausland zu verhindern, sind sie im
Vorjahr besonders von linker Seite
wegen steuerlicher Privilegien kri-
tisiert worden. Das blieb nicht
ohne Folgen: Ab der Veranlagung
2011 ist der ZwZwZ ischensteuersatz,
den Privatstiftungen auf Zinserträ-
ge und Gewinne aus Veräußerun-
gen von Beteiligungen an Kapital-
gesellschaften (ab einem Prozent)
aufbringen müssen, auf 25 Prozent
verdoppelt. Diese ZwZwZ ischensteuer
wird allerdings weiterhin nur inso-
weit erhoben, als nicht im selben
Jahr KESt-pflichtige Zuwendungen
an Begünstigte erfolgen.

Stiftungen unterliegen auch
der neuen Vermögenszuwachsbe-
steuerung: AbAbA OktoberOktoberOk wird daher
auch für realisierte Wertsteigerun-
gen aus Kapitalanlagen die erhöhte
ZwZwZ ischensteuer fällig. Nach Anga-
ben der BDO AusAusA tria reduziert sich
die steuerliche Begünstigung von
Privatstiftungen darauf,uf,uf dass Ge-
winne aus der Veräußerung quali-
fizierter Kapitalbeteiligungen (ab
einem Prozent) steuerfrei auf in-
nerhalb von zwölf Monaten ange-
schaffte Kapitalbeteiligungen von
mehr als zehn Prozent übertragen
werden können. Im Ergebnis wird
dadurch die Besteuerung auf einen
späteren ZeitpunktZeitpunktZeitpunk verschoben.

! WEITERE INFORMATIONEN UNTER
www.bmf.gv.at/egovernment/finanzonline
/informationenfrunte?3154/handbuch?
privatstiftung.pdf?q=Privatstiftungsgesetz

Beschwerden über das Finanzministerium mögen für viele Steuerpflichtige nahe-
liegen – Berufungsbehörde ist es in aller Regel jedoch nicht. [ Michaela Bruckberger ]

Säumnisbeschwumnisbeschwumnisbesch erde nennt
falsche Behörde: AbgeblitztAbgeblitztA
Verwaltungsgerichtshof. Beschwerdeführer muss
säumige Behörde zweifelsfrei richtig bezeichnen.
[WIEN/KOM] Wer in einem Verwal-
tungsverfahren über Säumigkeit
bei der Erledigung eines Rechts-
mittels klagt, sollte unbedingt wis-
sen, welche Behörde überhaupt
für die Erledigung zuständig ist.
Andernfalls wird seine Säumnisbe-
schwerde vom Verwaltungsge-
richtshof zurückgewiesen, ohne
dass zugleich auch die gesuchte
Entscheidung in der Sache fiele.

So geschehen im Fall eines
Steuerpflichtigen, der einen Erb-
schaftssteuerbescheid des Finanz-
amts für Gebühren und Verkehrs-
steuern in WienWienW vom 29. Mai 2007
bekämpfen wollte. Das Finanzamt
selbst wies die Berufung mit Beru-
fungsvorentscheidung ab, darauf-
hin beantragte der Beschwerde-
führer die Entscheidung durch die
Abgabenbehörde zweiter Instanz.

Entscheidet die letzte Instanz
im administrativen Instanzenzug
nicht binnen einer bestimmten
Frist – in der Regel sind es sechs
Monate –, dann kann der Verwal-
tungsgerichtshof mit einer Säum-
nisbeschwerde angerufen werden.

In einer solchen benannte der Be-
schwerdeführer das Finanzminis-
terium als zuständige, aber untä-
tige Behörde – offenbar nicht wis-
send, dass in Steuersachen der un-
abhängige Finanzsenat die Abga-
benbehörde zweiter Instanz ist.

Für den VwGHVwGHV ist die Falschbe-
zeichnung Grund genug, die Be-
schwerde rundweg zurückzuwei-
sen. Eine KorrektKorrektKorrek ur im Sinne des
Steuerpflichtigen verbietet er sich
unter Berufung auf § 28/3 Verwal-
tungsgerichtshofgesetz: Danach
müssen Beschwerden erkennen
lassen, welcher Behörde Säumnis
vorgeworfen wird.wird.w „Es ist unzuläs-
sig, entgegen dem erklärten und
zweifelsfreien WillenWillenW der Partei der
von ihr vorgenommenen Bezeich-
nung der belangten Behörde eine
Deutung zu geben, die aus dem
Wortlaut nicht unmittelbar er-
schlossen werden kann“, formu-
lierte der Gerichtshof (2010/16/
0208). Die Kosten des VwGHVwGHV -Ver--Ver--
fahrens muss der Beschwerdefüh-
rer tragen und nicht, wie dieser
meinte, das Ministerium.




